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Bauamt Diedicke, Martin 27.07.2017 

 

Beratungsfolge Termin Behandlung Status 

Gemeinderat 26.09.2017  öffentlich 

 

Bebauungsplan Nr. 77  
"Christl-Cranz-Straße, Carl-Diem-Straße, Sepp-Manger-Straße";  
Würdigung Stellungnahme aus der frühzeitigen Auslegung gem. § 3 Abs. 1 und 
§ 4 Abs. 1;  
Bürger 1 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme Bürger 1 (Rechtsanwaltliche Vertretung) vom 06.02.2013 

 

 



 



 



 
 
Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 04.11.2013 die 
Würdigung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung:  
 
Die Eigentümerin will entsprechend ihrem Vorbescheidsantrag „nachverdichten“. Auf einer 
bisherigen Spielplatz- und Grünfläche soll ein zusätzliches Wohngebäude (FlNr. 748/70 
Gmkg. Neufahrn) entstehen. Wie die rechtsanwaltliche Vertretung der Eigentümerin selbst 
einräumt, handelt es sich bei dem derzeit nur noch als Sandgrube erkennbaren Spielplatz 
um eine Auflage in der seinerzeitigen Baugenehmigung. 
 



Der Rechtsanwalt der Eigentümerin behauptet, dass seine Mandantin auf dem südlichen Teil 
des Grundstückes Baurecht habe. Dieses obwohl er selbst einräumt, dass es sich bei dem 
derzeit nur noch als Sandgrube erkennbaren Spielplatz um eine Auflage in der seinerzeitigen 
Baugenehmigung handelt. Der jetzige Spielplatz und die Grünfläche stellen also kein „reines 
Zugeständnis“ seiner Mandantin dar, sondern die Erfüllung der Auflage zu der für ihr Grund-
stück und ihr Bauvorhaben erteilten Baugenehmigung. 
 
Nach dem Maß der baulichen Nutzung und der Grundstücksfläche, die nun zusätzlich über-
baut werden soll, erscheint es darüber hinaus naheliegend, dass sich das neue Vorhaben 
nicht in die Eigenart der Umgebung einfügt und auch die Anforderungen an gesunde Wohn-
verhältnisse beeinträchtigt werden, wenn hierdurch ein Kinderspielplatz und eine Freifläche 
überbaut werden, deren Errichtung und Unterhaltung seinerzeit in der Baugenehmigung dem 
Bauherrn zur Auflage gemacht wurde.  
 
Dass der Vorbescheidsantrag nach § 34 BauGB aber eventuell doch genehmigungsfähig 
wäre, wenn die Gemeinde sich nicht zu einer Bauleitplanung mit anderen Zielen ent-
schlossen hätte, ist nicht von Bedeutung. Der Gemeinde obliegt die Aufgabe bei Bedarf zur 
Sicherung der städtebaulichen Qualität Bebauungspläne aufzustellen. Von diesem 
Instrument der städtebaulichen Ordnung wird hier Gebrauch gemacht. Ziel der Bauleit-
planung ist es, eine weitere Verdichtung und Versiegelung im Geltungsbereich zu verhin-
dern. Weiter sollen auch die vorhandenen Stellflächen, bei denen schon jetzt ein deutlicher 
Mehrbedarf bestünde, zumindest gesichert werden. Dieses ist dringend erforderlich um nicht 
durch Nachverdichtungen den städtebaulichen Zustand weiter zu verschlechtern. Der Ge-
bäudebestand, die Stellflächen und die noch vorhandenen Grünflächen werden deshalb 
festgeschrieben. Die Gemeinde kann hierzu auch ein eventuell bestehendes Baurecht nach 
§ 34 BauGB (Innenbereich) durch einen Bebauungsplan neu regeln und auch einschränken. 
 
Die Gemeinde ist sich bewusst, dass in Neufahrn Bedarf an weiterem Wohnraum besteht. 
Jedoch beabsichtigt die Gemeinde den Wohnraum an anderer Stelle nachzuweisen und 
nicht im Gebiet des Bebauungsplanes Nr. 77, welches hinsichtlich der Anzahl der 
Wohnungen sowieso schon das am dichtesten bebaute Viertel ist. 
 
Bedauerlicher Weise macht die mangelnde Bereitschaft der Eigentümer, im Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes Nr. 77 die beauflagten Kinderspielplätze auszugestalten und zu unter-
halten, ein Eingreifen der Gemeinde notwendig. Um eine dauerhafte Sicherung der drei 
großen städtebaulich wichtigen und konzeptionellen Spielplätze zu erreichen, beabsichtigt 
die Gemeinde entsprechend der Entscheidung des Gemeinderates vom 29.07.2013, diese 
Spielflächen als öffentliche Spielplätze zu sichern. Damit ist auch eine Ungleichbehandlung 
der Eigentümerin für die Inanspruchnahme für öffentliche Zwecke nicht gegeben. 
 
Diskussionsverlauf:  
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung der Stellungnahme entsprechend dem Sach-
vortrag. Eine Änderung der Bauleitplanung ist nicht zu veranlassen. 
 
Beratungsergebnis: 
 

 
Abstimmungs- 

Ergebnis 
 

 
 

: 

zugestimmt abgelehnt lt. Beschlussvor-
schlag 

Abweich. Beschluss 
(Rücks.) 
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